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Bemerkungen über die Einbringung directer Steuern 
mit Berückſichtigung diesfälliger ausländiſcher Bor- 
ſchriften. 

Bon Joſef Freiherrn von Bubna, k. k. Finanzconcipiſt. 
(Schluß.) 


Wenn aber in dem bisher Beſprochenen von dem Standpunkte 
der Billigkeit ausgegangen wurde, ſo erſcheint das Folgende eine For- 
derung der Gerechtigkeit zu ſein. 

Es iſt nämlich in keiner Weiſe gerechtfertigt, wenn ein Contri— 
buent für verſchiedene an einem beſtimmten Zeitpunkte aushaſtende 
Steuern ſo viele Mahnzettel erhält, als er an einzelnen Steuern ſchul⸗ 
dig iſt — ja oft noch mehr. 

Die Mahnung als ſolche iſt doch immer eine höchſt perſönliche 
und kann — wenn es ſich um mehrere Steuerobjecte, die einer Perſon 
gehören, handelt — nur an dieſe Perſon gerichtet ſein; würde ſie ja 
doch ſonſt ihres Vorzuges als individuelle Mahn ung verluſtig gehen. 

Kaum glaublich ſcheint es zu fein, zu welch verſchiedenen Auf- 
faſſungen dieſe an ſich ſo einfache Beſtimmung geführt hat. So iſt es 
vorgekommen, daß ein Schuſter aus K., welcher nebſtbei einen kleinen 
Milchhandel in einem ihm eigenthümlichen Häuschen betrieb, folgende 
Mahnzettel erhielt: wegen der Grundſteuer, wegen der Erwerbſteuer 
als Schuſter und als Milchhändler, de puncto der Einkommenſteuer, 
über die „Fondszuſchläge zur idealen Hauszinsſteuer“ und zuletzt noch 
über die Einkommenſteuer vom Ertrage des hauszinsſteuerfreien Hauſes. 
Einem Gelbgießer in S. wurden wegen eines Rückſtandes aus mehreren 
Jahren an Perſonalſteuern von ſeinem einzigen dortigen Geſchäfte 
am ſelben Tage ſechs Mahnzettel zugeſtellt. 

Auch kommt es nicht ſelten vor, daß die auf Grund eines Rück— 
ſtandsausweiſes zu verfaſſenden Mahnungen bis zum nächſten noch nicht 
alle ausgefertigt oder zugeſtellt ſind und ſo erſt mit jenen Mahnzetteln 
zur Zuſtellung gelangen, welche auf Grund dieſes nächſten Ausweiſes 


abgefaßt wurden, da aber in dieſen letzten Mahnzettel der ganze 
bisherige Rückſtand aufzunehmen war, ſo erhält der Reſtant zwei 
Mahnungen, von denen die eine in der Summe des anderen enthalten 
| und dies ſonach nicht nur geeignet iſt, den Reſtanten über ſeine Schuld 
irre zu führen, als auch eine zwei- und mehrfache Mahngebühr nach 
| fich zieht. 

| Manche Steuerämter haben früher dieſe Mahngebühren in der 
Weiſe als obligat aufgefaßt, daß fie Parteien, welche ihre Steuer 
14 Tage nach dem Termine der Executionsfähigkeit derſelben einzahlten, 
ſelbſt dann die volle Mahngebühr vorſchrieben und einhoben, wenn den— 
ſelben auch gar keine Mahr zettel zugeſtellt wurden. Daß in ſolchen 
Fällen Beſchwerden ſelten eingebracht werden, erklärt fich zum Theil 
aus der Unkenntuiß der Contribuenten, zum Theil, weil dieſelben ſich 
dem Aerar gegenüber in Schuld wiſſen und ſich in der Regel mit der 
Erlangung erleichternder Zahlungsmodalitäten begnügen; es ſei denn, 
daß ſie im Wege des Vergleiches die ungleiche Gebahrung bemerken, 
wie dies im Steueramtsbezirke H. geſchah, wo die Steuerzahler ſich 
weigerten, ſolche Mahngebühren zu zahlen, nachdem fie von der Bevöl- 
kerung der benachbarten Steuerämter in gleicher Höhe nicht abverlangt 
wurden. 

Was ſteht nun dem entgegen, daß das Steueramt einem Steuer: 
rückſtändner bezüglich aller Rückſtände in dieſem einen Bezirke nur Eine 
Mahnung zuſtellt? Das Hauptmoment, welches dagegen geltend gemacht 
wurde, iſt, daß die Steuerveranlagung nach Kataſtralgemeinden geſchieht 
und daß daher die Rückſtandsausweiſe in Gemäßheit des § 18 der 
bereits genannten Zuſammenſtellung und des dortbezogenen Formu⸗ 
lares nur nach Kataſtralgemeinden abgefaßt werden können und nicht 
nach Ortsgemeinden, wie dies in der ſchon erwähnten Note der nieder- 
öſterreichiſchen Statthalterei beantragt wurde. 

Nach § 23 derſelben Vorſchriften iſt allerdings für jeden in 
einem ſolchen Ausweiſe genannten Rückftändner ein Mahnzettel auszu⸗ 
ſtellen; dem ſteht aber nicht entgegen, daß der Rückſtändner immer 
nur in den Rückſtandsausweis jener Kataſtralgemeinde aufgenommen 
wird, in welcher er ſeinen Wohnfitz hat — beziehungsweiſe, wo etwa 
ſein Haus ſteht im Gegenſatze zu Ueberlandgründen — und daß ihm 
daher nur Ein Mahnzettel zugeſtellt wird. 

Nachdem die Grenzen mehrerer zu einer Ortsgemeinde gehöri⸗ 
ger Kataſtralgemeinden mit den Grenzen der erſteren zuſammenfallen, 
können die Rückſtandsausweiſe dieſer Steuergemeinden in der Ord— 
nung abgefaßt werden, wie dieſe letzteren die Ortsgemeinden ausfüllen; wird 
dies bezüglich aller in dem Steueramtsbezirke gelegenen Ortsgemeinden aus⸗ 
geführt, ſo iſt in erſter Linie der Vergleich leichter, ob derſelbe Reſtant 
in den verſchiedenen Steuergemeinden derſelben Ortsgemeinde mehrere 
Steuerobjecte befitzt und ferners, wenn die Namen der Reſtanten etwa 
auf einem Umſchlagbogen über die Ausweiſe der zu einer Ortsgemeinde 
gehörigen Kataſtralgemeinden notirt werden, auch noch im letzten Stadium 
feſtſtellbar, ob ein Reſtant in den verschiedenen Ortsgemeinden eines 
Steueramtsbezirkes mehrere Steuerobjecte beſitzt. 


Ebenſo wie bei den Steueradminiſtrationen in Wien bei den 
Erwerbſteuerpflichtigen die Aſſignationszahlen, unter denen ein Contri⸗ 
buent in einem anderen Bezirke beſteuert iſt, notirt werden, um bei 
Abſchreibungen und in anderen Fällen Complicationen zu vermeiden, ſo 
können die Steuerämter analog unter Verwendung der individuellen 
Subrepartitiousbögen — in deren zweiter Rubrik auch die entſprechende 
Blattſeite des Beſitzſtandhauptbuches augemerkt iſt — die gegenſeitige 
Berufung der individuellen denſelben Steuerpflichtigen betreffenden Conten 
vornehmen und insbeſondere von den etwaigen Ueberlandgründen auf 
den Hauptbeſitz hinweiſen. 

Daß dieſe Gebahrung eine Geſchäſtsvermehrung für die Steuer⸗ 
ter bedingt, iſt nicht zu leugnen; jedoch kann dieſe weder eine dau— 
ernde, noch eine bedeutende ſein; ſind ja doch in Niederöſterreich 
kaum doppelt ſo viel Steuergemeinden als Ortsgemeinden und iſt in 
zenen Theilen, wo mehrere Kataſtralgemeinden auf eine Ortsgemeinde 
kommen, 1. d. R. die Bevölkerung minder dicht, wie auch der politiſche 
Bezirk Lilienfeld, wo gut ſechs Kataſtralgemeinden auf eine Orts— 
gemeinde fallen, die ſchwächſte Bevölkerung (21.000) unter den übrigen 
politiſchen Bezirken Niederöſterreichs hat. 

Wurde doch ſchon in einem Geſetzeutwurfe aus dem Jahre 1857, 
§ 6, — wohl unter gewiſſen Vorausſetzungen — die Verfaſſung indi⸗ 
vidueller Rückſtandsausweiſe nach Ortsgemeinden beantragt. 

Wird nun auch eine momentane Geſchäftsvermehrung zugegeben, 
ſo kann doch der Contribuent verlangen, daß, wenn ein und das— 
ſelbe Steueramt am ſelben Termine die verſchiedenen 
Schuldig keiten auch bezüglich mehrerer im ſelben Steuer- 
bezirke gelegener Steuerobjecte ihm nachzuweiſen im Stande 
iſt, dieſe zu gleicher Zeit nachgewieſenen Rückſtände auch 
unter Einem ihm ein mahne. 

Schließlich wäre noch der Standpunkt der homogenen Verwaltung 
zu vertreten. Die Ortsgemeinde iſt die Grundlage des bürgerlichen 
Lebens, die unterſte politiſche Einheit in der Verwaltung. Warum will 
man hier gerade an der empfindlichſten, der ökonomiſchen Seite die 
Kataſtralgemeinde als maßgebend gegenüber dem ſteuerzahlenden Bürger 
zur Geltung bringen, wo derſelbe mit ſeinem Beſitzthume und ſeinem 
auf der Steuerleiſtung baſirenden Wahlrechte auf dem Boden der 
Ortsgemeinde ſteht, und ſo jenes Intereſſe ſchädigend tangiren, welches 
die öffentliche Verwaltung an der inneren Einheit, an der politiſchen 
Erſtarkung namentlich der größeren Ortsgemeinden hat, indem ſie bei 
der ländlichen Neigung zur Decentraliſation der Gemeinden für die— 
ſelben nur mühſam jenen Charakter „einer Familie im Großen“, jenes 
„Bewußtſein der Zuſammengehörigkeit“ erhalten wird, wie dies als 
eine nothwendige Vorausſetzung für dieſe grundlegenden Elemente des 
Staates erſcheinen muß. 


Wenn es alſo vom Standpunkte der öffentlichen Verwaltung als 
opportun, vom Standpunkte der Geſchäftsgebahrung ohne weſentliche 
andauernde Erſchwerung möglich erſcheint, im Uebrigen aber als eine 
Forderung der Gerechtigkeit gegenüber dem Steuerzahler anerkannt 
werden muß, warum ſoll es da nicht durchgeführt werden? 

Finden wir doch in Deutſchland eine ganz klare diesbezügliche 
Beſtimmung in dem 11. Artikel der Ausführungsanweiſung zur Ver— 
ordnung vom 7. September 1879, wonach die für die Einziehung der 
directen Steuern zuſtändigen Behörden ein Reſtverzeichniß zu führen haben, 
in welches unmittelbar nach dem Verfalle der einzuziehenden Abgaben 
die ſämmtlichen Rückſtände unter fortlaufenden Nummern und ver⸗ 
ſchiedene von derſelben Perſon verſchuldete Rückſtände unter 
derſelben Nummer einzutragen ſind. Im Artikel 12 heißt es 
unter Anderem: Verſchiedene Rückſtände desſelben Schuldners ſind 
in der Regel durch denſelben Mahnzettel einzufordern. Freilich 
find auch dem entſprechend die sub Anlage II. vorgeſchriebenen Formu- 
lare eingerichtet, indem ſie der Citirung verſchiedener Steuerrückſtände 
genügend Raum gewähren. Dies iſt nun bei den hier vorgeſchriebenen 
Mahnzetteln nicht der Fall, da dieſelben kaum den dritten Theil einer 
Zeile des kleinen Formulares dem Einſetzen der Steuerbenennung Raum 
geben und ſollten mindeſtens vier Zeilen für die Eitirung der rüd- 
ſtändigen Steuergattungen und eine fünfte für die Summirung 00 


verſchiedenen Reſte offen gehalten werden. In ihrer jetzigen Geſtalt 
machen fie wirklich den Eindruck, für die Einmahnung nur einer Steuer 
und innerhalb des kleineren Kreiſes einer Steuergemeinde beftimmt | 
geweſen zu fein. 
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Rückſichtlich Frankreichs weile ich auf den Artikel 51 des Geſetzes 
vom 3. Frimaire an VII. Titre V. „Du renouvellement et de la 
formation des matrices des röles‘‘, wonach der Kataſter einen Aus⸗ 
zug aus den etats de sections darſtellt — d. i. im Zuſammenhalte 


mit den Artikeln 38, 39 und 50 die Beſchreibung der in den 


jedoch nicht durchaus beſtehenden verſchiedenen territorialen Abtheilungen 
einer Gemeinde enthaltenen einzelnen Grundſtücke. Dieſer Kataſter theilt 
ſich in ſo viele Artikel als Grundſteuerſchuldige vorhanden ſind, und 
alle Güter, welche derſelbe Contribuent in der Gemeinde hat, find unter 


demſelben Artikel aufgeführt, und zwar mit Beziehung auf die Section, 


in welcher jedes derſelben gelegen iſt 1). In den Gemeinden nun, 
welche behufs der Steuereinhebung in ſolche Sectionen getheilt ſind, 
werden ſo viele beſondere Steuerrollen verfaßt, als Einnehmer in der 
Gemeinde aufgeſtellt ſind. 

Sonach kann es nicht gut vorkommen, daß der Eigenthümer mehrerer 
in verſchiedenen Sectionen gelegener Grundſtücke wegen jedes einzelnen 


eingemahnt wird, was übrigens rückſichtlich der sommation graduite 
keine materiellen Folgen nach ſich ziehen würde, während bei der gar- 
nison colleetif der Einleger von allen Rückſtändnern einer Gemeinde 


zuſammen erhalten wird, die garnison ind v duel aber doch nur am 
Wohnſitze eines Reſtanten möglich iſt. 


Außerdem werden nach 8 IV des Geſetzes vom 22. Brumaire 


an VI, betreffend die Errichtung einer „Agence des contributions 


direct s“, welches Geſetz durch jenes vom 3. Frimaire an VII. 
betreffend die Repartition, Veranlagung und Eintreibung der Grund— 
ſteuer, nur in einigen Punkten alterirt wurde, die von den Gemeinde— 
verwaltungen vorgelegten Berichte über die von denſelben ausgeſetzten 


Executionskoſten von dem Commiſſär des Departements geprüft und jene 
Summen vorgeſchlagen, welche er für deren zwangsweiſes Vorgehen 
angemeſſen hält; dieſe werden ſchließlich von der Departementalver— 
waltung definitiv ſeſtgeſtellt: ein Vorgang, der hier, ſo viel mir bekannt, 


keine Analogie ſindet, inſoferne zu einer meritoriſchen, nicht rechnungs— 
mäßigen Prüfung der Vorſchreibung die Initiative von keiner Behörde 
ergriffen wird, was nach oben angeführten Beiſpielen öfter eine unge⸗ 
rechtfertigte Einhebung der in den einzelnen Beträgen allerdings nor⸗ 
mirten Gebühren verhindern würde 13). 

Wie es überhaupt ſehr ſchwierig iſt, bei höchſt concreten Ver— 
waltungsfragen und deren praktiſcher Durchführung die einzelnen dies— 
fälligen Vorſchriften des Auslandes zu finden und in richtiger Ver— 


gleichung einander gegenüber zu ſtellen, — weshalb auch die hier ver— 


ſuchte Darſtellung in keiner Weiſe auf Vollſtändigkeit Anſpruch machen 
kann — ſo iſt dies auch bei der gegenwärtigen Frage der Fall, wo es 


ſich insbeſondere um Real- und ſpeciell um die Grundſteuer handelt. 


England beſitzt nun keine Grundſteuer in unſerem Sinne, da 
die dortige Land Tax eines eigentlichen Kataſters entbehrt und gleichſam 


in der peo ſe Tax aufgeht; in Frankreich konnten wir auf die Ein- 


richtung des Kataſters und der diesfälligen Geſetze hinweiſen; jedoch iſt 
dort die Grundſteuer eine Umlagſteuer; es iſt nicht vorhinein durch ein 
Geſetz beſtimmt, welche Quote des durchſchnittlichen Reinertrages der 
Steuerpflichtige an Grundſteuer zu entrichten habe, ſondern die Steuer 
des Einzelnen richtet ſich nach dem Ertrage, welchen die Staatsver⸗ 
waltung, durch das Steuergeſetz ermächtigt, an Grundſteuer aus dem 
Lande zu ziehen beſchloſſen hat, und nach der Quote, welche hievon 
auf die Gemeinde, welcher die pflichtigen Objecte angehören, vertheilt 
worden iſt ). Ferner muß erwähnt werden, daß die alte engliſche 


12) Analog mit unſeren individuellen Steuerſubrepartitionsbögen. Siehe 
Chlupp. Directe Steuern 8 70 und 72. Ueber die Verwandtſchaft des franzöfiſchen 
und deutſchen Syſtems, Dr. Lorenz Stein, Finanzwiſſenſchaft 1871. Grundſteuer. 
Seite 870 u. ſ. f. ’ 

aa) Eine Ausnahme bildet natürlich die Realexecution. Laut F. M.⸗ 
Verordnungsblatt Nr. 22 ex 1871 Miniſterialerlaß vom 8. Juni 1871, 8. 13.402, 
iſt über die mit der Realexecution verbundenen Koſten, und zwar die vom Steuer⸗ 
amte beſtrittenen Auslagen, Idealſtempel, Deſervite ꝛc. — ein beſonderes Gerichts⸗ 
koſtenverzeichniß zu verfaſſen, welches der gerichtlichen Prüfung, bcziehungsweiſe 
Beſtätigung unterliegt. Um Bemänglungen ſeitens der Gerichte vorzubeugen, 
wurden zum Punkte 3 dieſes Erlaſſes mit dem Beilagenblatte der niederöſter⸗ 
reichiſchen Finanz⸗Landesdirection Nr. 3 ex 1871 nähere Normativbeſtimmungen 
erlaſſen und außerdem die Berückſichtigung der Vermögensverhältniſſe des Rück⸗ 
ſtändners und der Höhe des Rückſtandes empfohlen. Bei der Mobilarexecution 
ſind die entfallenden Gebühren im Verordnungswege feſtgeſetzt, mit Ausnahme 
derjenigen für die Schätzleute, Ausrufer, Transferirung ꝛc., welche von Fall zu 
Fall nach den Localverhältniſſen vom Bezirkshauptmanne feſtgeſtellt werden. 

14) Hock. IV. Cap. I. Grundlage der directen Beſteuerung. S. 140. 


Staatsgrundſteuer 1798 durch Pitt für perpetuirtich und für 
ablösbar erklärt wurde 15). Dies find nun alles Momente, welche eine 
präciſe Gegenüberſtellung nicht zulaſſen. Jedoch kann auch hier ein 
Geſetz angeführt werden, — 25 und 26 Viet. cap. 82 — welches 
„zur ökonomiſcheren Einbringung der Poor Rates und anderer Local 
Rates und Taxes“ erlaſſen wurde und in ſeinem kurzen Inhalte aus⸗ 
drücklich anordnet, daß jede Anzahl von Rates und Taxes derſelben 
oder verſchiedener Art, welche von derſelben Perſon geſchuldet 


ſind, in derſel ben Juformation, Warrant etc. enthalten ſeien und 
daß jedes ſolche Docum 


ſelbſtändiges Document 
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werde. 
mations erlaubt ſein in allen Fällen, 
eine ſolche als genügend erachtet. 

8 In dem Geſetze vom 11. Mai 1849, 12 Vict. c. 14. iſt eben⸗ 
falls den Friedensrichtern das Recht gewahrt, bei der Hereinbringung 
der Steuerrückſtände — der Poor und Highway Rates — jene Summe 
zu fixiren, welche ſie für die Koſten annehmbar halten, welche den 
Overseers oder Surveyors für die Erlangung eines Warrant (Pfän⸗ 
dungsauftrages) erwachſen find. Dasſelbe gilt auch laut Art. XXV 
des Geſetzes vom 30. Juni 1852, betreffend die Conſolidirung und 
Verbeſſerung der Einrichtungen über die Bemeſſung und Einhebung 
der County Rate 15 und 16 Vict. c. 81. Der Artikel XXXII 
desſelben Geſetzes beſiegt die Schwierigkeit der Einhebung in einem 
feine Armen ſelbſt erhaltenden Kirchſpiel, welches fo getheilt erſcheint, daß 
ein Theil in einem Stadtbezirk, der nicht der County Rate unter- 
liegt, gelegen iſt, während der andere Theil mit der County Rate 
(Kreisſteuer) zu beſteuern war *). 

Eine weiters zu erörternde Frage iſt ſeinerzeit ſchon von der 
niederöſterreichiſchen Statthalterei angeregt worden: ob nämlich die 
Bezirkshauptmannſchaften zu ermächtigen ſeien, Steuerzufriſtungen zu 
bewilligen. 

In Ungarn iſt nach $ 48 des XV. Geſetzartikels 1876 eine 
Steuerzahlungszuſriſtung in der Regel nicht zuläſſig. Bezüglich der für 
das laufende Jahr vorgeſchriebenen Steuer kann jedoch eine Zufriſtung 
allein nur für die Dauer eines halben Jahres gewährt werden, wenn 
der Steuerpflichtige ſeine zeitweilige Zahlungsunfähigkeit nachweiſt. 

In außerordentlichen Fällen kann der Finanzminiſter längere 
Zuſriſtung als bis zum Schluſſe des betreffenden Jahres bewilligen, 
u. z. ſowohl bezüglich der lauſenden Steuer als auch hinſichtlich der 
Rückſtände. 

Das diesfällige Anſuchen iſt bei dem kön. Steuerinſpector anzu— 
bringen, gegen deſſen Beſcheid au den Verwaltungsausſchuß des Muni⸗ 
cipiums recurrirt werden kann. 

Die Einhebung und Eintreibung der Steuern erfolgt durch die 
Gemeindeorgane (eines Gemeinde- und ſtädtiſchen Steueramtes) oder 
durch den Bezirksſtuhlrichter bei dem kön. Steueramte. Ein Zufriſtungs⸗ 
recht ſteht ſonach nicht unmittelbar der Vollzugsbehörde zu, wohl aber 
dem Steuerinſpector in „erſter Inſtanz“ (nach § 4 desſelben 
Geſetzes Punkt 4). 

Einer Eigenthümlichkeit begegnen wir hier in der Anordnung 
des Recursrechtes gegen die verweigerte Willfahrung eines Geſuches um 
Zufriſtung, welche nach dem Geſetze gewährt werden kann, wenn der 
Steuerpflichtige ſeine momentane Zahlungsunfähigkeit nachweiſt. 

Nach hierländigen Verwaltungsgrundſätzen kann eine Steuer⸗ 
zufriſtung nicht als ein Recht betrachtet werden, deren Verweigerung 
Grund zu einer Beſchwerde oder zu einem Recurſe geben kann, wie 


anzuſehen ſei und deſſen Geltung durch die 
r einen oder anderen inbezogenen Steuer nicht alterirt 


wo der Friedensrichter 


es ausdrücklich normirt iſt durch 8 1 e der Zuſammenſtellung der 


bei Ausführung des Geſetzes vom 3. März 1876, betreffend die Beſtim⸗ 
mung der Friſten zur Geltendmachung der Rechtsmittel gegen die Ent⸗ 
ſcheidungen und Verfügungen der Organe der Finanzverwaltung zu 
beobachtenden Grundſätze. 


15) Gneiſt. § 95. Die Steuererhebung der Land Tax. 
Niet ) Wie mir nach Conecipirung des Obigen bekannt wurde, iſt für 
\ederöfterzeich durch eine Verordnung der Finanz⸗Landesdireetion in Wien 
vom Jänner 1880 angeordnet worden, daß auch in jenen Fällen, in welchen ein 
Steuerpflichtiger zu gleicher Zeit mit Steuerrückſtänden in verſchiedenen 
Gemeinden desſelben Steueramtsbezirkes aushaftet, der Reſtant nur 
mittelſt Eines Mahnzettels zu mahnen und die Executionsgebühr nur einmal 
vorzuſchreiben fei. 4 
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ent bezüglich jeder ingenannten Steuer als ein 


Feruers ſollten keine Koſten rückſichtlich mehrerer Infor⸗ 


In Deutſchland iſt nach Art. 17 der Ausführungsanweiſung 
vom 15. September 1879 die Vollſtreckungsbehörde ohne ausdrückliche, 
für jeden einzelnen Fall zu ertheilende Genehmigung der zur Bewilli⸗ 
gung von Stundungen zuſtändigen Behörde, bezw. der Corporation, 
für deren Rechnung die Zwangsvollſtreckung erſolgt, nicht ermächtigt, 
für die Einleitung des Zwangsverfahrens oder für einzelne Vollſtreckungs⸗ 
| maßsregefn Ausſtand zu gewähren. Alle von der Vollſtreckungsbehörde 
eigenmächtig gewährten Stundungen erfolgen auf alleinige Gefahr 
des verantwortlichen Beamten. 

Dieſem hier klar ausgeſprochenen Principe muß man wohl vom 
Standpunkte der Theorie völlig beipflichten, wenngleich einige Modifi⸗ 
| cationen desſelben im Intereſſe der Praxis wünſchenswerth erſcheinen, 
inſoweit man nämlich die hieſigen Verhältniſſe im Auge hat. 
| Einerſeits ift die Bezirkshauptmannſchaft durch und mit ihrem 
Steuerreferenten am beſten im Stande, die Würdigkeit des Friſtwerbers 
mit Rückſicht auf ihre Kenntniß der localen Verhältniſſe zu beurtheilen, 
und kommt es in der That äußerſt ſelten vor, daß derlei Geſuche ent- 
gegen ihrem Antrage verbeſchieden werden. Andererſeits ſoll aber jener 
| Behörde, welche mit der Einbringung der directen Steuern und der 
Durchführung aller diesfälligen ſtrengen Maßregeln betraut iſt, nicht 
zugleich ein Recht in einem Umfange eingeräumt ſein, welches im 
Stande iſt, die Realiſirung jenes Principes illuſoriſch zu machen, nicht 
zu gedenken der politiſchen Stellung des Bezirkshauptmannes, welche 
die Möglichkeit einer allzu reichlichen, nicht immer das Intereſſe des 
Staatsſchatzes zunächſt im Auge habenden Anwendung mit ſich bringen 
und ſo eine ungleiche Behandlung der Steuerrückſtändner bedingen würde. 
| Die Steueradminiftrationen find nach § 23 ihres Wirkungskreiſes 
aus dem Jahre 1877 ermächtigt, Zahlungszufriſtungen bis zu Eine m 
Jahre vom Tage der Fälligkeiten zu bewilligen. Wenn man nun den 
Bezirkshauptmannſchaſten, über die in den SS 16 und 17 der Zuſam⸗ 
menſtellung der Executionsvorſchriften ihnen ertheilte Befugniß hinaus, 
die Competeuz zur Friſtgewährung für 6 Monate vom Tage der Fäl⸗ 
ligkeit der Steuer ertheilen würde, ſo wäre einerſeits hiedurch 
eine bedeutende Geſchäftsvereinfachung für die letzteren und für die 
Finanz⸗Landesbehörden erzielt, andererſeits den früher angedeuteten Be— 
denken inſoweit begegnet, als das Recht der Gewährung einer 6, bezw. 
monatlichen Friſt ein zu eng begrenztes iſt, um in fiscaliſcher Hin⸗ 
ſicht Bedenken zu erregen, noch von der politiſchen Behörde als ſolcher 
nicht ſür ein werthvolles Requiſit einer allfälligen Verwaltungsten denz 
angeſehen werden kann; um ſo mehr als es wohl noch nicht vorgekommen 
iſt, daß die Finanz⸗Landesbehörde einem Zufriſtungsantrage auf 
6 Monate feine Folge gegeben hätte. 
| Daß durch dieſe Geſchäftsveränderung die Evidenzhaltung geſchä 
digt würde, kann man wohl nicht behaupten, da ja auch bei der Finanz- 
Landesbehörde die zahlloſen, kleinere Beträge betreffenden Friſtgeſuche 
nicht in Evidenz gehalten werden können, wohl aber bei den einzelnen 
Bezirkshauptmannſchaften, welche hierüber quartalsweiſe Ueberſichten 
verfaſſen und mittelſt Tabellen der Finanz⸗Landesbehörde vorlegen 
könnten. 

Faſt will es ſchwer ſallen, zum Schluſſe aus dieſem ſo eng 
begrenzten Thema heraus zu einem weiteren Geſichtspunkte zu gelangen; 
und doch darf jene höhere Einheit bei der Betrachtung geſetzlicher Vor 
ſchriften nicht vermißt werden, welche alle Theile der Geſetzgebung 
gleichmäßig durchziehen ſoll. 

Wenngleich nun auch dieſer Gegenſtand als ein ſehr beſcheidener 
und für den erſten Blick unbedeutender Theil der ganzen Staats⸗ 
maſchine erſcheint, ſo darf man die Wichtigkeit desſelben in ſeinem aller⸗ 
dings beſchränkteren Wirkungskreiſe nicht unterſchätzen. Vollzieht ſich doch 
in ihm der erſte Schritt zur Materialiſirung der in dem Staatshaus⸗ 
halte durchzuführenden Prineipien, wo fi die Einnahmen und Ausgaben 
begegnen und ein wenn auch nicht momentanes Gleichgewicht, ſo doch in 
Rückſicht auf die Zukunft des Staates richtig beſchränktes Maß halten 
ſollen. Die Geſetze von dem Gleichgewichte der Kräfte müſſen hier zur 
Anwendung kommen und wie ſie in der Natur das Leben der Welten 
bedingen, ſo bedingen ſie auch das ökonomiſche Leben des conſumirenden 
und producirenden Menſchen, das nationale Leben der ſiegenden und 
unterliegenden Völker und das ideale Leben jener Staatseinheiten, die 
gleichſam als das ſtatiſche Moment für den Kräftenaustanſch der 
Staatsangehörigen zu Gunſten der Gemeinſamkeit erſcheinen, welcher 
| feinen wirklichen Ausdruck findet in dem, was der einzelne Bürger für 
die Communität leiſtet, und in dem, was er von dieſer als Aequivalent 
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an Rechts⸗ und perſönlichem Schutz und an Schaffung der Bedingungen 
zur Wohlfahrt und Entwicklung der Einzelwirthſchaft erhält. 

Von dieſem Geſichtspunkte aus muß man zugeben, daß jenes 
Inſtitut, welches die große Vermittlung durchführen hilft, die aus der 
wirthſchaftlichen Tüchtigkeit reſultirende, reelle Quotenleiſtung des Bür⸗ 
gers umzuſetzen in eine die Geſammtheit ſeiner Intereſſen und theilweiſe 
die ſeiner Nachkommen activ vertretende, als auch gegenüber den 
rückſichtsloſen Beſtrebungen der geſellſchaftlichen Elemente in ſeiner 
perſönlich rechtlichen Freiheit und wirthſchaftlich culturellen Entwicklung 
paſſiv ſchützende, einheitliche Staatsverwaltung, gewiß jener inneren 
geſetzlichen Energie und umfaſſenden Abgeſchloſſenheit bedarf, wie ſie 
nur einem gemeinſamen, unter Berückſichtigung der Eigenthümlichkeiten 
der einzelnen Provinzen eines Staates verfaßten, allgemein giltigen 
Geſetze innewohnen können, welches unter gleichzeitiger Löſung der wich— 
tigen und ſchwierigen Frage der Wirthſchaftsperioden auch den 
Anſorderungen des heutigen Rechtsſtaates genügen würde durch eine 
ausgedehntere Gewährung des Rechtsweges in allen jenen Fällen, 
in welchen die individuelle Rechtsſphäre des Staatsbürgers tangirt 
erſcheint. 


Mittheilungen aus der Praxis. 

Ein mit dem Militär⸗Verpflegsmagazin abgeſchloſſener Heu- und 

Strohlieferungsvertrag begründet einen Productenhandel, der 
nach § 13 Gew. O. anmeldungspflichtig iſt. 

C. E. in * hat die Heu- und Strohlieferung für das Militär: | 
Verpflegsmagazin erſtanden und wurde, da er nicht Urproducent iſt, 
fondern feinen diesfälligen Bedarf am Marktplatze ſich verſchafft, vom 
Stadtrathe in * unterm 23. September 1879, Z. 40.499, aufgefordert, 
das Gewerbe des Handels mit Stroh und Heu anzumelden. 

Der Stadtrath ließ ſich bei ſeiner Entſcheidung von folgender 
Erwägung leiten: Da E. Heu und Stroh einkauft und dasſelbe wenn auch 
zu einem beſtimmten Preiſe an das Verpflegsmagazin wieder weiter ver- 
kauft, mithin Handel treibt, und aus dieſem Unternehmen jedenfalls 
einen Gewinn zieht, daher ein gewinnbringendes Unternehmen treibt, 
ſo iſt derſelbe auch erwerbſteuerpflichtig und muß zur Anmeldung des 
Gewerbes verhalten werden. 

Die Landesſtelle hat im Recurswege dieſe Entſcheidung unterm 
21. Oetober 1879, Z. 14.603, aus den Gründen der erſten Inſtanz 
beſtätigt. 

Im weitern dagegen eingebrachten Recurſe wird der Schwer— 
punkt auf den Umſtand gelegt, daß es ſich im vorliegenden Falle um 
ein einziges vertragsmäßiges Lieferungsgeſchäft handelt, während der 
Art. IV des allgemeinen Handelsgeſetzbuches vom 17. December 1862 
von dem Betriebe „gewerbsmäßiger Handelsgeſchäfte“ ſpricht und auch 
in den Art. 271 und 272 zwiſchen Handelsgewerben und einzelnen 
Handelsgeſchäſten eine tiefgehende Diſtinction gemacht wird. 

Das Miniſterinm des Innern fand laut des Erlaſſes vom 
18. Februar 1880, 3. 18.249, nach gepflogenem Einvernehmen mit 
dem Handels⸗ und dem Finanzminiſterium dem Recurſe keine Folge 
zu geben, da der Beſchwerdeführer auf die Dauer des rückſichtlich des 
Militär⸗Verpflegsmagazines abgeſchloſſenen Heu⸗ und Strohlieferungs⸗ 
vertrages thatſächlich einen Productenhandel treibt und ſonach die an- 
gefochtene Entſcheidung im Art. IV des Einführungspatentes zum Hand. G., 
ſowie im $ 13 Gew. O. vom 20. December 1859 begründet erſcheint. 

E | 


Geſetze und Verordnungen. 
1879. IV. Quartal. 


Landes⸗Gefetzblatt für das Königreich Böhmen. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 6. December. | 

46. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 28. October 

1879, Z. 65.274, betreffend die Bemauthung der Liban⸗Jiéiner Bezirksſtraße. 
47. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 11. November 

1879, Z. 65.121, betreffend die Bewilligung zum Fortbezuge der Brückenmauth 
an der Lametitzer Egerbrücke. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. 


XV. Stück. Ausgeg. am 8. December. 
48. Verordnung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 25. October 
1879, Z. 38.082, betreffend die weitere Durchführung der Miniſterialverordnung 
vom 20. Mai 1876, R. G. Bl. Nr. 76, in Angelegenheit der Ehen von 
Iſraeliten, welche außerhalb des Verbandes einer iſraeli iſchen Cultusgemeinde 
leben. 
XVI. Stück. Ausgeg. am 30. December. 
49. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 26. November 
1879, Z. 71.940, betreffend die Verlängerung der Bemauthungs⸗Bewilligung 
für die Goldbachbrücke in Groß⸗Holletitz. 
50. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 23. December 
1879, betreffend die Cinhebung der zur Deckung der Landesbedürfniſſe für das 
Jahr 1880 erforderlichen Umlagen. 
XVII. Stück. Ausgeg. am 24. Jänner 1880. 


51. Kundmachung der k. k. Finanz⸗Landes⸗Direction für Böhmen vom 
20. December 1879, Z. 69.444, betreffend die Einhebung der Hauszinsſteuer 
in Karolinenthal. 
52. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 22. December 
1879, 3. 77.101, betreffend die Bemauthung der Kettenbrücke in Krnovic. 
XVIII. Stück. Ausgeg. am 26. Jänner 1880. 


53. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 25. December 
1879, 3. 78.026, betreffend die Feſtſetzung der Vergütung für die der Militär⸗ 
Mannſchaft auf dem Durchzuge gebührende Mittagskoſt in dem Zeitraume vom 
1. Jänner bis Ende December 1880. 

54. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 28. December 
1879, Z. 76.619, betreffend die Bemauthung der Wiſtritz⸗Tuſchnitz⸗Tſchachwitzer 
Bezirksſtraße. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Director der Thereſianiſchen Akademie Hofrath 
Dr. Alexander Ritter v. Pawlowski anläßlich deſſen Enthebung das Ritter⸗ 
kreuz des Leopold⸗Ordens taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Oberbergrath Filipp Kirnbauer zum Berg⸗ 
hauptmanne ernannt. a 

Seine Majeſtät haben dem Oberbergverwalter des Pkibramer Blei⸗ und 
Silberhauptwerkes Wenzel Synek taxfrei den Titel und Charakter eines Bera⸗ 
rathes verliehen. 5 

Seine Majeſtät haben den Telegraphen⸗Directionsſecretär Alex. Stroka 
zum Telegraphendirector für Lemberg ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Ingenieur des Wiener Stadtbauamtes Eduard 
Lukſch das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Civilingenieur Wenzel Biziſte in Wien das 
goldene Verdienſtkreuz mit der Krone, dem Ingenieur Karl Pelz in Wien die 
Allerhöchſte Zufriedenheit bekannt geben laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Conceptsaſpiranten des k. und k. Haus⸗, Hof⸗ 
und Staatsarchives Dr. Arpad Kärolyi den Titel und Charakter eines Archivs⸗ 
concipiſten zweiter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher Martin Leitner zu Staatz 
in Niederöſterreich das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Commiſſär der Polizeidirection in Krakau Ferdinand Hofmann zum Polizei⸗ 
Obercommiſſär und den Concipiſten dieſer Behörde Stanislaus Kotaſek zum 
Polizeicommiſſär daſelbſt ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Amanuenſis der Univer- 
ſitätsbibliothek in Czernowitz Richard Ritter v. Strele-Bärwangen zum 
Scriptor der Studienbibliothek in Salzburg ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzcommiſſär Anton Malkowsky zum 


Finanz⸗Obercommiſſär für den Bereich der Finanz⸗Landesdirection in Prag ernannt. 


Der Handelsminiſter hat den Betriebsdirector der Dalmatiner Staats- 


eiſenbahn Friedrich Neumann zum Stellvertreter des k. k. Betriebsverwalters 


der Kronprinz Rudolf⸗Bahn berufen und an deſſen Stelle dem Commiſſär der 
Generalinſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen Guſtav Gerſtel die Leitung 
der Betriebsdirection der Dalmatiner Staatseiſenbahn übertragen. 


Erledigungen. 


Rechnungsofficialsſtelle in der zehnten, eventuell eine Rechnungsaſſiſtenten⸗ 
ſtelle in der eilften Rangsclaſſe beim Rechnungsdepartement der n. ö. Finanz⸗ 
Landesdirection, bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 46.) 


Hierzu als Beilage Bogen 29 der Erkenntniſſe des 


k. k. Berwaltungsgerichtshofes; ferner ein Praſpect der Zuchhand⸗ 


lung Moritz Perles, I., Bauernmarkt 11, den wir gefälliger Beachtung 


empfehlen. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


